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Verwendung von Önormen

Grundsätzliche Pflicht des Auftraggebers
Die Asfinag hat beim Verfassungsgerichts-
hof („VfGH“) die Aufhebung der §§ 97 
Abs 2 und  99 Abs 2 Bundesvergabege-
setz 2006 („BVergG“) beantragt. Die bei-
den Bestimmungen verpflichten öffent-
liche Auftraggeber („AG“) dazu, sowohl 
bei der Leistungsbeschreibung als auch 
bei Verträgen geeignete Leitlinien, wie 
Önormen oder standardisierte Leistungs-
beschreibungen, zu verwenden. Wenn der 
AG abweichende Regelungen trifft, muss 
er die Gründe dafür festhalten und den 
Unternehmern auf Anfrage bekannt 
geben. 

Die Asfinag begründete ihren Antrag 
damit, dass das österreichische Nor-
mungsinstitut aufgrund dieser Bestim-
mungen dem AG eine verbindliche Richtli-
nie für die Gestaltung der Ausschrei-

bungsunterlagen vorgeben kann, was 
letztlich dazu führt, dass nicht der Gesetz-
geber vorschreibt, wie Ausschreibungsun-
terlagen zu gestalten sind, sondern diese 
Kompetenz verfassungswidrig auf Dritte 
überbunden wäre. Nach Ansicht der Asfi-
nag verletzen die beiden Bestimmungen 
auch das verfassungsgesetzlich ge-
schützte Eigentumsrecht des AG, da er 
unter Umständen Bestimmungen heran-
ziehen muss, die ihn selbst benachteili-
gen.

Der VfGH wies den Antrag der Asfinag 
ab. Nach Ansicht des VfGH gibt der Ge-
setzgeber aufgrund der bekämpften Be-
stimmungen seine Ermächtigung zur 
Normsetzungsbefugnis nicht auf, da er 
sich zum Vollzug der eigenen Norm nur 
geeigneter Leitlinien und Önormen, be-

dient. Der AG wird durch diese beiden Be-
stimmungen auch nicht in seinem Eigen-
tumsrecht verletzt, da gesetzliche Nor-
menbindung nicht als unverhältnismäßig 
zu qualifizieren ist und die Standardisie-
rung der Vertragsbedingungen im öffent-
lichen Interesse liegt. Insbesondere ver-
weist der VfGH darauf, dass der Gesetz-
geber die Heranziehung von geeigneten 
Leitlinien nicht zwingend vorgesehen hat, 
sondern das Gesetz dem AG ohnehin 
einen Spielraum für gerechtfertigte Abwei-
chungen eingeräumt.

Fordern Sie die Entscheidung im Voll-
text unter office@wmlaw.at an.
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Bestätigung der Normenbindung

Verschärfte Kontrolle ist wichtig
Die seit Langem mit Spannung erwartete 
Entscheidung des VfGH zur Normenbin-
dung ist für die Auftragnehmer („AN“) po-
sitiv ausgefallen. Die Auftraggeber („AG“) 
werden sich auch in Zukunft bei der Aus-
schreibung öffentlicher Aufträge an die 
Önormen halten müssen. Diese Entschei-
dung wird hoffentlich helfen, den Wild-
wuchs an individuellen Vertragsbestim-
mungen im Bereich der öffentlichen Auf-
tragsvergabe einzudämmen. Rechtliche 
Vertragsbedingungen von 100 Seiten und 
mehr sind keine Seltenheit und führen zu 
einer Verteuerung der Angebotskosten. 
Darüber hinaus machen es zahlreiche Ver-
weise sowie Modifikationen bestehender 
Önormen den AN fallweise unmöglich 
festzustellen, welche Leistung er tatsäch-
lich schuldet.

Ist die geschuldete Leistung aufgrund 
der Ausschreibung aber nicht eindeutig 
vorgegeben oder nicht ohne aufwändige 
Vorarbeiten zu ermitteln, verstößt der AG 
bei der Gestaltung der Ausschreibung 
gegen das geltende Vergaberecht. Dieses 
verbietet nämlich die undeutliche Leis-
tungsbeschreibung und die Überwälzung 
unkalkulierbarer Risken. Ist die geschul-
dete Leistung unklar, kann der AN nämlich 

nicht exakt kalkulieren. Vergaberechtswid-
rige Ausschreibungen können von jedem 
AN unter Einhaltung einer Frist von sieben 
Tagen vor Anbotsabgabe bei der zuständi-
gen Behörde mittels Nachprüfungsantrag 
angefochten werden. Ist der Antrag erfolg-
reich, führt dies zur Rückerstattung der 
Pauschalgebühren; dafür reicht es aus, 
dass lediglich ein Punkt der Ausschrei-
bung wegen Vergaberechtswidrigkeit auf-
gehoben wird.

Nur die konsequente Bekämpfung un-
klarer Ausschreibungsbedingungen kann 
dauerhaft zu eindeutigen und einheit-
lichen Vertragsbedingungen und damit zu 
einer Verbesserung der Situation der AN, 
die derzeit mit hohen Anbotskosten kon-
frontiert sind, führen. Eine EU-weite Stu-
die bestätigte auch, dass ca. 50 Prozent 
der Baustellenverluste bereits in der An-
gebotsphase, durch unvollständige Pla-
nung, unklare Bedingungen oder durch 
vom AG veranlassten Irrtum entstehen.
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Nur die konsequente Bekämpfung unklarer Aus-
schreibungsbedingungen kann dauerhaft zu ein-
deutigen und einheitlichen Vertragsbedingungen 
führen.


